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Montag den 21. Juli 1848. 


XIX. Beſchluͤſſe der Stadtverordneten in 

ihrer Verſammlung am 11. Maͤrz 1845, 

in welcher 39 Mitglieder anweſend waren. 
(Fortſetzung.) 

6. Magiſtrat überreicht und unterſtützt ein 
von feinem Dirigenten forgfältig ausgearbeitetes 
Expoſé, betreffend die Zuſammenſetzung der, bis— 
her abweichend von den Beſtimmungen des $. 175 
der Städte Ordnung, hierorts beſtehenden Ver⸗ 
waltungs⸗Deputationen. 2 

Referent bezieht ſich in dem betreffenden Aufs 
ſatze auf eine, von „Einem Buͤrger“ ausgegangene 
in Nr. 15 biefigen Wochenblattes a. c. pag. 59 
und 60 aufgenommene Beſprechung des ortlichen 
Armenweſens. Derſelbe will, in ſolcher die un⸗ 
Fork bare Hindeutung auf die bis jetzt abweichend 
154 9.1 beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen 
158 Fr der St.» Drdnung gewählten, ſtaͤdti⸗ 
= erden tungs - Deputationen erkannt haben 

A RM im Verfolg ‚feiner Deduktion, wie 
in . allerdings die richtige ſei, und daß 
5 Deputaliote bisher beobachteten Wahlpraxis 
herer Bed ions⸗ Mitglieder ein Fehler von hoͤ⸗ 
eutung enthalten ſei, als man glaube. 


8 dent gebt biernach in nähere Beleuchtung 
e 8 * 
ſtellt die dene Abweichungen uͤber und 


* Was der unvergeßliche Verleiher der Stätte: 


Ordnung vom 19. November 1809, ihrem 
klaren Inhalt nach, gewollt? und 
b. wohin in der gegenwaͤrtigen Zeit, in Bezug 
auf die Communal-Verwaltung, das redliche 
Streben jedes patriotiſchen Bürgers gerichtet 
ſein muͤſſe??! N 
und weiſt nach, wie ſich dieſe Doppelfrage einfach 
durch die Einleitung zur Staͤdte-Ordnung felbft 
beantworte, nämlich: g ; 
a. Der Hohe Geſetzgeber will die thätigfte Eins 
wirkung auf die Verwaltung des Gemein: 
weſens durch die Bürgerſchaft, um 
durch dieſe Theilnahme Gemeinſinn zu er⸗ 
regen und zu erhalten, und 1 
b. dieſe allerböchſte Willensmeinung zur endli⸗ 
chen Wahrbeit zu machen. Dahin moͤge 
auch das Streben und der Wunſch unferer 
Stadtverordneten und jedes patriotiſchen Buͤr⸗ 
ers gehen!! 5 
Berube nun auch die Vertretung der Bürgerfchaft 
lediglich in den von ihr erwaͤblten Stadtverords 
neten und zwar im Sinne des g. 69 der St.⸗Ord., 
weil die Bürgerſchaft aus zu vielen Mitgliedern 
beſtehe, als daß ihre Stimmen jedesmal einzeln 
vernommen werden koͤnnten, und ſei daher der 
Begriff „Buͤrgerſchaft“ mit dem Begriffe „Stadt⸗ 
verordnete“ gleichbedeutend, auch im §. 110 aus- 
drücklich ausgeſprochen, daß das Geſetz ihre Voll⸗ 
macht ſei: fo müſſe zur Erfülung des Geſetzes 
dahin geſtrebt werden, auch der lediglich deputir⸗ 


— 


ten Bürgerſchaft diejenige Einwirkung auf 
die Verwaltung zuzugeſtehen, wodurch die beab⸗ 
ſichtigten Bürgertugenden hervorgerufen uud ge: 
nährt werden. 

Die Erreichung dieſes Zweckes ſei nur dann 
moglich, wenn der im $. 175 d. St.⸗Ordnung, 
mit Berückſichtigung deſſen im §. 177 enthaltener 
Auslegung, geſetzlich vorgeſchriebenen Wahl von 
Bürgern (Nicptſtadtverordneten) zu Mitgliedern 
der Verwaltungs⸗Deputationen ſtattgegeben werde, 
— indem dieſe Deputationen ausdrücklich aus 
Stadtverordneten und Bürgern zuſammengeſetzt 
werden ſollen. * 

Referent erkennt in dieſer böchft weiſen Vor⸗ 
ſchrift der St.⸗Ord. eine ibrer wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungen, beziebungsweiſe auf die richtige Aus— 
legung der 88. 69, 111 bis einſchließl. 126, 183 
u. 184, wie nicht minder des $. 127, und Sei⸗ 
tens des Magiſtrats; in Anſebung der SS. 174 
bis 182, denengemaͤß derſelbe ſich der, nach $. 
175 bis 177 erwaͤhlten aus Stadtverordneten und 
Bürgern zuſammengeſetzten Verwaltungs-De— 
putationen zu bedienen hat. 

Als damit verbundenen Zweck erklaͤrt Referent, 
daß die aus den Mitgliedern der Stadtverordneten 
erwählten Deputirten den von ihnen verwalteten 
Geſchaͤftszweig in den Sitzungen der Stadtver⸗ 
ordneten zu vertreten haben und die denſelben 
betreffenden Anträge des Magiſtrats durch das 
lebendige Wort befürworten, rechtfertigen und un⸗ 
terſtützen können, 

Wiederum ſollen die aus der Mitte der Bürger: 
ſchaft zu den verſchiedenen Fächern qualifizitt ſein 
und denſelben von dieſer Seite nützlich werden 
und zwar um ſo nützlicher, als ſie nicht wie die 
Stadtverordneten auf die kurze Zeit von 3 Jahren, 
fondern nach §. 181 der St. Ord. auf 6 Jabre 
erwählt werden, und wird in dieſer längeren Wirk⸗ 
ſomkeit die eigentliche Zrägerin dis Verwaltungs⸗ 
Princips erkannt, als damit den Deputirten die 
Gelegenheit gegeben ſei, eine tiefere Geſchäfts⸗ 
Erfabrung und eine größere praktiſche Einſicht 
und Gewandbeit zu erlangen und ſich damit der 
Commune nachboltig nützlich zu machen. 

Es wird ferner erwähnt, daß der Stadtverord⸗ 
nete in der Verſammlung ſeine Stelle boͤcoſt wuͤr⸗ 
dig auszufüllen vermöge, ohne darum ein geeig⸗ 
neter Deputirter zu fein, weil zwiſchen Bera⸗ 
thern und Verwaltern eine große Kluft liege, 
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und daß ſelbſt der zu beiden Befaͤhigte durch 
feine zu kurze Wirkſamkeit beſchraͤnkt werde, in⸗ 
dem drei Jahre zur Aneignung der Erforderniſſe 
feines Verwaltungszweiges unzureichend erſchei— 
nen. — In weiterer Erörterung wird dargethan, 
daß, wenn die zu den verſchiedenen Verwaltungs- 
Deputationen erforderlichen 79 Mitglieder ledig— 
lich aus den 45 Stadtverordneten zu erwaͤhlen 
ſeien, es unumgaͤnglich werde, daß jeder Einzelne 
mit zwei bis drei dergleichen Stellen bedacht wer— 
den muͤſſe, was denn nothwendig eine, Tag für 
Tag demſelben zur Laſt fallende Anſtrengung in 
ſtaͤdtiſchen Angelegenheiten und naͤchſttem Miß⸗ 
muth, Gleichgültigkeit und zuletzt Saumſeligkeit 
zur Folge habe, was nachzuweiſen dem Referen— 
ten nicht ſower fallen will. Derſelbe zieht aus 
Allem den die Schlußfolgerung: daß jede Beſtre— 
bung, und beträfe fie das wichtigſte Communal⸗ 
Intereſſe, ſei ſie nicht von Luſt und Liebe zur 
Sache unterftügt, erfolglos fein müſſe und findet 
hierzu den Anlaß in den, allen Klugheitsregeln 
widerſtrebenden Ueberbürdungen Einzelner mit 
ſtädtiſchen Geſchaͤften. Daber fei der Fehler ei⸗ 
ner bisher unrichtig ausgelegten Beſtimmung des 
§. 174 der Städte-Ordnung, wie erwaͤhnt, von 
weit nachtheiligeren Folgen, als man glaube, 
und die ſtäͤdtiſche Verwaltung in vielen Fächern 
durch dieſen Mißgriff gelaͤhmt, auch deshalb der 
Gemeinsinn in der ganzen Buͤrgerſchaft weniger 
bemerkbar und nicht zu erhalten. Eine Veraͤn⸗ 
derung dieſer mangelhaften Verhältniſſe wuͤrde, 
nach der Anſicht des Darſtellers, erſt dann eine 
treten, wenn die Stadtverordneten nur dieſenigen 
ibrer Kollegen durch geheime Wahl zu Verwal⸗ 
tungs-Deputirten Ni welche fie für bes 
fahigt bielten, dem betreffenden Fache beſonders 
nützlich zu werden, und durch gleiche Wahl je 
2 oder 3 Mitglieder jeder Deputation aus der 
Buͤrgerſchaft zugeſellten; insbefondere aber den 
Geſichtspunkt feſthielten, daß weder Stadtverord⸗ 
nete noch Bürger zu mehr als einer Depu⸗ 
tation zugezogen würden, Es werden von die⸗ 
ſem Verfabren die ſegensreichſten Erfolge erwar⸗ 
tet, ſowohl für die Communal⸗ Verwaltung, al 
auch für die Stadtverordneten-Verfammlung ſelbſt 
und wird angenommen, daß damit den, in 

gange erwäbnter „Beſprechung über das Armen? 
wefen” angedeutete Ideen über das Weſen der 
ſtädtiſchen Verwaltungs: Deputisten zum Theil 


entſprochen jein bürfte, ob zwar die dort vor 
Augen gebabten, nirgends aufzufindenden Ideale 
wohl kaum zu erreichen ſein moͤchten. 


Gortſetzung folgt.) 
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An meine evangeliſchen Mitbürger. 


Das Chriſtenthum iſt Segen, herrſchſüchtige 
Prieſter haben den Fluch hinein gebracht. 


Der in der Bresl. Zeitung Nr. 148 enthal⸗ 
tene Aufruf an die Proteſtanten, uͤber die Frei⸗ 
beit ihrer Kirche zu wachen, bat auch die Auf: 
ererklamkeit der hieſigen evangeliſchen Einwohner 
Se und mehrere derfelben baben ſich mit dem 

eluche, daruber belehrt zu werden, an mich ge⸗ 
ner Uebe, Ich beeile mich, mein Urtheil, nach mei⸗ 
überlegen au gung, auszuſprechen, damit fie ſelbſt 


ſtantiſchen nnen, was für Rettung der prote= 
gutes, zu 


ei. 
en der felige Luther die Reformation begon: 
9e er ſich von allen Menſchenſatzungen, 
hielt 12 fie auch herrühren mochten, los, und be= 
das los das apoſtoliſche Bekenntniß, welches 
macht. lep Haupaſtück ſeines Katechismus aus⸗ 
Scrikt sent er feſt, daß die heilige 


lichen Gl 3 
jeder Chrift pre Ker Lebens Fe 535 
; „ e zu le⸗ 


€ ungs 
ntniſſen zu verde e 
A a 1 5 Glau— 

iſt alſo kei > 
bundenbeit und Willkuͤhr, ſondern ift 1 
lige Schrift gebunden, und macht das eigene Nach⸗ 
denken darüber zur Pflicht und zum Recht. Es 
gr gan natürlich, daß im Verſtehen einzelner 
1 ER mehrdeutiger Stellen Verſchiedenhei⸗ 
aas . daß mancer einzelne Proteſtant 
sone deßwegen lichten des Reformators abwich, 
und Luther ſelbſt Bibel ungetreu zu werden, 
ie Reformation e mit dem Begehren, daß 
ut ihm weiter fort⸗ 


geführt werden 

bogen und Geile öl. des gaben viele Theo⸗ 

Freiheit im Gebrauche un a BEN 
feiner Erttärungen 


Schrift auf, ſetzten einzelne 


Freiheit, unſres theuerſten Glaubens: | 
thun ſei vorigen Jahrhundert die Wiſſenſchaften uͤderbaupt 
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als Lehrgrundſaͤtze feſt, fügten andere binzu, und 
bildeten dadurch eine Sammlung von Erklaͤrun⸗ 
gen der heiligen Schrift, wie ſie der Bildung und 
der Wiſſenſchaft jener Zeit angemeſſen waren. 
Die Geiſtlichen wußten denſelben bei den deut— 
ſchen evangeliſchen Fuͤrſten und Ständen allgemeine 
Geltung zu verſchaffen, fo daß Derjenige, der ſich 
zu ihnen nicht bekennen wollte oder konnte, fuͤr 
keinen achten Proteſtanten gebalten wurde. Aus 
Proteſtanten wurden nun Lutberaner. 
Es wurde damit den Evangeliſchen ein Glaubens: 
job von Menſchenſatzungen aufgelegt, das ärger 
drückte, als die Feſſeln der roͤmiſchen Kirche. Für⸗ 
ſten und Gelebrte, dieſes Joches überdruͤſſig, nah- 


men lieber das roͤmiſche Joch wieder auf, und tra⸗ 
ten zur katholiſchen Kirche zurück; oder ſie wurden 


—— . — ů—ů——gR —ů—s—.!':; nn un nn un 


gleichgültig gegen das Chriſtenthum ſelbſt, weil fie 

ſich ſchaͤmten, Menſchenfeſſeln zu tragen. 
Daneben ging im Stillen das freie Forſchen 

in der Bibel fort, und nachdem beſonders in dem 


maͤchtig fortgeſchritten waren, konnte auch die Re⸗ 
ligions-Wiſſenſchaft mit dem chriſtlichen Glauben 
nicht auf der früheren Stufe bleiben. Das neue 
Teſtament blieb zwar Grundlage, die Lehren des⸗ 
feiben von Gott und Chriſtus, von der Vorſehung, 
der Heiligung, der Vergebung, Erloͤſung und Se⸗ 
ligkeit wurden feſtgebalten; aber man ſuchte in 
dem Buchſtaben den Geiſt, und fand ihn immer 
klarer auf dem Wege des vernünftigen Nachden⸗ 
kens und Prüfens mit Hülfe der fortgeſchrittenen 
Wiſſenſchaft. Der Glaube an den Einfluß des 
Teufels nebſt den daran bhaͤngenden ſchrecklichen 
Hexenprozeſſen, der gotteslaͤſterliche Wahn von 
einer allgemeinen Verfluchung der Natur durch 
Adam's Fall, von der angebornen Sündhaftigkeit 
und Verdammniß der armen unſchuldigen Kinder, 
und anderer Unſinn fielen dahin. — Gingen auch 
einzelne Wenige, welche die ganze heilige Schrift 
natürlich erklären wollten, zu weit, fo blieben 
fie ohne Einfluß und wurden gerade durch die 
freien Proteſtanten widerlegt. 

So longe Friedrich der Große lebte, blieb das 
proteſtantiſche Recht des freien Forſchens unan⸗ 
getaſtet. Aber unter Friedrich Wildelm II. gewan⸗ 
nen Pietiſten und Jeſuiten Eiufluß, bekleideten 
die hoͤchſten Stellen im Lande und publizirten ein 
Religions⸗Edikt, das aller Vernunft Hohn ſprach, 
aber eben ſo wenig beachtet wurde, als die Glau⸗ 
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bens⸗Kommiſſionen (wahre Ketzergerichte) ſich 
behaupten konnten. Von der Zeit an ſtritten die 
freien Proteſtanten und die Altaläubigen nur in 
Buͤchern, und die Gemeinden blieben davon unbe: 
ruͤhrt. Die Erſteren blieben Sieger. (Man leſe 
die halliſche Literaturzeitung aus den Jahren 
1811 u. ſ. w.) 

Vor einigen Jahren fing Herr Profeſſor Heng— 
ſtenberg in Berlin den Kampf von neuem an, 
und zwar zu dem beſtimmten Zwecke, die evan— 
geliſche Kirche um 300 Jahre zurück zu bringen, 
und Alles, was bisher an Aufklaͤrung gewonnen 
war, zu vernichten. Die Altgläubigen ſchloſſen 
ſich an ihn an, und zugleich die Pietiſten, welche 
in den hoͤhern Ständen zum ModesArtifel gewor⸗ 
den waren, und die boͤchſten Staatsbehoͤrden für 
ſich zu gewinnen wußten. — Die freien Prote: 
ſtanten ſchloſſen ſich daher deſto feſter an einan— 
der an, verſammelten ſich an mehreren Orten, und 
ſtärkten und beſtaͤtigten ſich im Feſthalten des 
alleinigen Gebrauchs der heiligen Schrift mit Aus⸗ 
ſchließung aller Menſchenſatzungen, woran die Pies 
tiſten bängen. . 

Seit einiger Zeit treten die oberſten geiſtlichen 
Behörden den freien Proteſtanten feindlich entges 
gen, unterſagen die Verſammlungen derſelben, 
ziehen einzelne Geiſtliche derſelben vor Gericht, 
und droben mit Abſetzung. Durch dieſe Moßre- 
gel, wogegen kein Geſetz ſchuͤtzt, ſcheint die pro: 
teſtantiſche Kirche in Gefahr zu fein, unterjocht 
zu werden, und dem Pietismus als einer alls 
gemeinen evangeliſchen Kirche im Preuſ⸗ 
ſiſchen Staate Platz zu machen. Dieſer be⸗ 
denkliche Zuſtand unſerer Landeskirche hat den 
Aufruf in der Breslauer Zeitung veranlaßt. Die 
Unterzeichneten wollen nicht, daß ſie ſelbſt die 
allein herrſchende Kirche ſeien, ſondern ſie prote⸗ 
ſtiren nur gegen die getroffenen Maßregeln, die 
das von Luther ſchwer 8 der Ye 
Schriftforſchung uns wieder entreißen und un 
endete Knechtſchaft des Glaubens 

ringen wollen. x 

1. N wir ſelbſt machen keinen Anſpruch 
darauf, eine herrſchende Partei zu fein; aber wir 
geben nicht zu, daß irgend eine Partei, wie jetzt 
die pietiſtiſche, die proteſtantiſche Kirche ousmache, 
über uns gebiete, die Ausübung unſeres prote⸗ 


ſtantiſchen Rechtes ſchmälere, und am wenigſten 
Mitglieder der freien proteſtantiſchen Kirche vor 
ihr Gericht ziehe und um ihres Glaubens willen 
beſtrafe und verfolge. 

Die Proteſtirenden, die ſich bis jetzt unter: 
zeichnet haben, ſind alſo im vollen Rechte. Je⸗ 
der aber, der unterzeichnen will, thue ſolches mit 
Ueberlegung, und bedenke wohl die moͤglichen Fol⸗ 
gen. Die Frage iſt naͤmlich: Wie? wenn nun 
der Gewaltſtreich, vor dem uns bangt, doch ge— 
ſchieht, was werden, was muͤſſen alsdann die 
Proteſtirenden thun, wenn fie nicht ein Spott der 
Pietiſten werden wollen? 

Bunzlau, den 10. Juli 1845. 
Fricke, erſter evangeliſcher Prediger. 
(Aus dem Bunzlauer Sonntagsblatte.) 


Mannichfaltiges. 


»Als die Leiche des berühmten Tondichters 
Carl Maria von Weber in Hamburg anlangte, 
ward von den Earhufisfien der Sarg mit einem 
ſilbernen Lorbeerkranze geziert. Die Leiche kam 
in Dresden an, der Kranz aber nicht mit. Die 
Oeffentlichkeit bemaͤchtigte ſich dieſer Sache und 
ſiehe es ergab ſich, daß die reichen Hamburger 
Enthuſiaſten einen ſilbernen Lorbeerkranz 
aus Pappe lein hoͤlzernes Schuͤreiſen, wie Lich⸗ 
tenberg ſagt,) hatten machen laſſen, — man ſagt, 
fie ſchaͤmten ſich und wollten nun nachträglich ei⸗ 
nen pappenen Lorbeerkranz von Silber machen 
laſſen und denſelben nach Dresden zur Beſeſti⸗ 
gung auf Webers Sarg ſchicken. 

In Siebenhaars Magazin für die Staatsar⸗ 
zeneikunde 8. Bd. 2. Heft findet man eine An 
weiſung, die Maikäfer als Nahrungsmittel zu 
benutzen, indem man daraus Suppen kochen kann, 
welche aͤußerſt wohlſchmeckend und nahrbaft find 
Auf die Portion nimmt man 30 Stück derſelben, 
zerſtoͤßt ſie in einem Moͤrſer, wirft ſie dann 
etwas zerlaſſene Butter, womit fie geroͤſtet wer? 
den, kocht fie hierauf mit der Fleiſchbrübe und 
ſeihet ſie vor dem Anrichten durch, ſo daß die 
Füße und die Splitter von den Flügeln im Siebe 
zurückbleiben. Die Suppe iſt wirklich von treff⸗ 
lichem Geſchmack, ſehr nahrhaft und durchaus 
nicht von irgend einer uͤblen Wirkung. 


Druck und Verlag von W. Levyſohn 


